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LEP: Entwurf wird Heterogenität des Landes nicht gerecht

Wachstumsregion Rheinland wäre Verlierer

Liebe Leserinnen,
liebe Leser,

„GroKo“ ist von der Gesell-
schaft für deutsche Spra-
che zum Wort des Jahres 
2013 gewählt worden. Seit 
dem 14. Dezember wissen 
wir, dass es die GroKo auch wirklich geben 
wird. Nie hat die Bildung einer Bundesre-
gierung so lange gedauert. 

Wie zu erwarten war, gab es allgemein viel 
Lob aber auch Kritik am ausgehandelten 
Koalitionsvertrag. Sowohl die Union als 
auch die SPD mussten an einigen Stellen 
schmerzhafte Kompromisse eingehen. 
Aber, die Königsdisziplin und zugleich 
größte Herausforderung der Demokratie 
ist nun einmal der Kompromiss. Dieser 
bringt nicht immer das Beste, aber mit-
unter das allgemein tragfähigste Ergebnis 
mit sich.

In personeller hinsicht hat unsere Bun-
deskanzlerin geschickt verhandelt. Neben 
dem Kanzler und dem Kanzleramtschef, 
stellt die CDU künftig das Finanz-, das 
Verteidigungs-, das Innen, das Gesund-
heits- sowie das Bildungsressort. Es ist 
eine ordentliche Festung, die die Christde-
mokraten künftig in der Regierung bilden.

Aber das Wichtigste hat Frau Merkel schon 
vor all diesen Entscheidungen gesagt: 
„Jetzt muss endlich mal gearbeitet wer-
den.“ Also, auf gehts...

Mit freundlichen Grüßen,

Stefan Götz 
(Fraktionsvorsitzender)
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Neben der Inklusion beschäftigt 
die Kommunen in NRW derzeit 

wohl kaum ein anderes Thema ver-
gleichbar intensiv wie der Entwurf 
zum neuen Landesentwicklungsplan 
(LEP), den die Landesregierung am 
26.06.2013 beschlossen hat und des-
sen Beteiligungsverfahren seit dem 
30.08.2013 läuft.

Für den Regierungsbezirk Köln ergibt 
sich den LEP betre� end eine beson-
ders schwierige und herausfordernde 
Gemengelage. Einerseits haben inf-
rastrukturell eher schwächer aufge-
stellte Regionen mit einer schrump-
fenden Bevölkerung, Leerständen 
und Problemen bei der täglichen Da-
seinsvorsorge zu kämpfen. Anderer-
seits gibt es entlang der sogenann-
ten Rheinschiene im Einzugsbereich 
der Ballungszentren Köln, Bonn und 
Düsseldorf eine Wachstumsregion, 
die Anziehungspunkt für Wirtschaft, 
Handel und somit auch für die Men-
schen ansich ist. Vor allem in Köln 
gibt es beispielsweise auf dem Woh-
nungsmarkt aktuell schon einen 
enormen Flächendruck, der sich in 
überdurchschnittlich hohen Mieten 
und Grundstückspreisen widerspie-
gelt. „Der LEP lässt derzeit kaum Flexi-
bilität für unterschiedliche Nutzungs-
konzepte zu. Wir haben im Rheinland 
eine Sondersituation, deren Entwick-
lung mit viel zu hohen planerischen 
Restriktionen abgewürgt werden 
würde. Es Bedarf mehr Spielraum für 
Regionen, die im Umbruch sind und 
diesen aktiv gestalten wollen. Hier 

muss dringend nachgebessert wer-
den, um der Heterogenität gerecht 
zu werden“, resümiert Stefan Götz.

Auf Antrag der CDU-Landtagsfraktion 
hat die Landesregierung dem Wirt-
schaftsausschuss Mitte Dezember 
einen Zwischenbericht zum Beteili-
gungsverfahren vorgelegt. Demnach 
sind 1025 ö� entliche Stellen und 
weitere Institutionen zu Stellungnah-
men aufgefordert worden. Aktuell 
liegen 38 Stellungnahmen vor. Ein 
Trend ist bereits ablesbar. Die Kapi-
tel Siedlungsentwicklung sowie der 
Umgang mit Flächen allgemein sind 
besonders umstritten. 

Der LEP regelt für die nächsten 15-20 
Jahre die Raumnutzung in NRW und 
versucht Flächenkonkurrenzen zwi-
schen Wohnen, Gewerbe, Verkehr, 
Rohsto� gewinnung , Energieversor-
gung u.a. auszugleichen. Damit wirkt 
der LEP über verbindliche Anforde-
rungen und Zielvorgaben für die Re-
gionalplanung auch unmittelbar auf 
die kommunale Planung aus. Diese 
wäre in der Konsequenz des vorlie-
genden Entwurfs in vielen Bereichen 
sehr stark eingegrenzt.

Es ist geplant, dass die Regionalräte 
Köln und Düsseldorf auf einer ge-
meinsamen Sitzung am 14. Febru-
ar neben eigenen Stellungnahmen 
auch eine gemeinsame Stellungnah-
men abgeben, die auf die Sondersi-
tuation im Rheinland aufmerksam 
macht.
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Innovationsregion Rheinisches Revier: Neuer Gebietszuschnitt beschlossen
Zukünftige Struktur der IRR weiterhin unklar - Gespräche laufen

Wie geht es weiter mit der Innovationsregion Rheini-
sches Revier (IRR)? Das wollte die CDU-Fraktion im 

Regionalrat Köln für die Regionalratssitzung am 13. De-
zember genauer wissen. Die Antworten waren sehr knapp 
gehalten. Die Diskussions- und Entscheidungsprozesse 
seien noch nicht abgeschlossen, so die Bezirksregierung 
Köln, die das Übergangsma-
nagement übernommen hat. 
So steht immer noch nicht fest, 
wie die IRR in Zukunft konrekt 
aufgestellt sein wird. Einzig 
der neue Raumzuschnitt wur-
de mit einer Karte konkret dar-
gestellt. Diesen hat der Beirat 
der IRR auf seiner Sitzung am 
22. November beschlossen. 
So besteht das Gebiet der IRR 
zukünftig aus einem inneren 
Kreis (blau), dem Kerngebiet 
(Kreis Heinsberg, Kreis Euskir-
chen, Städteregion Aachen, 
Rhein-Erft-Kreis, Kreis Düren, Rhein-Kreis Neuss) sowie ei-
nem äußeren Kreis (rosé). Für einige wenige Kommunen 
ist die Gebietszugehörigkeit sowie die Partizipationsmög-
lichkeiten noch zu entscheiden (grün). Worin sich der inne-
re und äußere Kreis was die Belange von Entscheidungs-
kompetenzen, Fördermöglichkeiten und Mitspracherecht 

im Detail unterscheiden, war nicht zu erfahren. Fest steht 
nur, dass die Kommunen als Gesellschafter in einer IRR-
GmbH auftreten sollen und somit direkt eingebunden 
sind. Weitere Akteure könnten etwa die Wirtschaftskam-
mern und die RWE Power AG werden. In welcher Form sich 
das Land NRW engagieren wird ist noch nicht abzusehen. 

Klar ist nur, dass es für das 
Projekt insgesamt nicht mehr 
Geld als zuvor geben wird.

Der Entwurf eines Gesell-
schaftervertrag liegt den 
Kreistagen der potentiel-
len Mitglieds-Kommunen 
vor. Vor Weihnachten  soll 
mit allen Gespräche über 
die wesentlichen Struktu-
ren der IRR geführt werden. 

„Das Kernge-
biet der IRR liegt mit 

Ausnahme des Rhein-Kreis Neuss
komplett im Regierungsbezirk Köln. Für unsere Regional-
ratsfraktion ist es wichtig, frühzeitig über Entwicklungen 
und Beschlüsse zur zukünftigen Struktur der IRR informiert 
zu werden“, fordert Günter Weber, Sprecher der CDU-Frak-
tionen in der AG IRR der Regionalräte Köln und Düsseldorf. 
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Bundesverkehrswegeplan: Land legt aktualisierte Liste mit Verkehrsprojekten vor
Entscheidungen weiterhin nicht transparent und nachvollziehbar

Die Landesregierung hat für die Sitzung des 
Landesverkehrsausschusses am 05.12.2013 eine ak-

tualisierte Liste mit Meldungen von Verkehrsprojekten 
für den Bundesverkehrswegeplan 2015 (BVWP) vorge-
legt. Insgesamt 80 Projekte der Regionalräte NRW und 
des RVR wurden demnach nicht an den Bund weiterge-
leitet. 12 der Maßnahmen sind für den Plan 2015 indispo-
nibel und bedürfen daher keiner erneuten Bewertung. 
21 der Maßnahmen sind aufgrund von nicht erfüllten 
Kriterien für den BVWP nicht relevant. Den größten An-
teil bilden jedoch die 47 nicht gemeldeten Verkehrs-
projekte, die von rot-grün politisch nicht gewollt sind. 
Das Land begründet die Streichungen mit dem Ergeb-

nis der fachlichen und politischen Diskussion. „Das Er-
gebnis dieser Liste ist nach wie vor an Intransparenz 
nicht zu überbieten. Seit Monaten fragen wir nach den 
Kriterien, auf deren Basis die Entscheidungen getro� en 
worden sind. Auch mit dieser Nachmeldung haben wir 
darauf keine Antwort erhalten. Dies ist ein ganz schlech-
ter Stil der Landesregierung gegenüber den Regional-
ratsmitgliedern in NRW“, ist Karsten Möring, verkehrs-
politischer Sprecher der CDU-Fraktion im Regionalrat, 
empört. Weiterhin gilt aber die Aussage des Bundesver-
kehrsministeriums, dass es in dieser Phase der Projek-
tanmeldungen keine objektiven belastbaren Gründe 
geben kann, Projekte nicht zur Prüfung anzumelden.
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Hochwasserschutz: 115 Überschwemmungsgebiete im Regierungsbezirk Köln festgesetzt

80 geförderte Hochwasserschutzmaßnahmen seit 1995

Seit dem 01.03.2010 haben die Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Union im Rahmen des Wasser-

haushaltsgesetzes für Gebiete mit einem potentiell 
signi§ kanten Hochwasserrisiko angemessene Ziele 
für das Hochwasserrisikomanagement festzulegen. 
Zusätzlich zu den Vorgaben der EU-Hochwasserri-
sikomanagmentrichtlinie (EU-HWRM-RL) werden in 
Nordrhein-Westfalen seit vielen Jahren Überschwem-
mungsgebiete von hochwassergefährdeten Gewäs-
ser rechnerisch ermittelt und durch ordnungsbehörd-
liche Verordnung festgesetzt. Berechnungsgrundlage 
für Überschwemmungsgebiete ist ein Hochwasserer-
eignis, wie es statistisch einmal in 100 Jahren zu er-
warten ist.

Die Ausweisung von Überschwemmungsgebieten er-
folgt mit dem Ziel, Schäden durch Hochwasserereig-
nisse zu verringern oder sogar gänzlich zu vermeiden 
und zählt zu den strategischen Vorsorgemaßnahmen 
im vorbeugenden Hochwasserschutz. Für die Risikoge-
biete im Sinne der EU-HWRM-RL müssen Überschwem-
mungsgebiete bis zum 22.12.2013 festgesetzt werden.

Die Bezirksregierung Köln hat dies für insge-
samt 115 Risikogewässer im Einzugsbegiet von 
Wupper, Sieg, Rhein, Erft und Rur getan.

Zur Ermittlung der Überschwemmungsgebiete 
werden vor Ort Geländehöhen aufgenommen 
und anschließend ein detailliertes Modell des Ge-
ländes und des Flusses erstellt. Unter Berücksich-
tigung dieser Ermittlungen werden die bei einem 
100jährlichen Hochwasser überschwemmten Flä-
chen berechnet.

Überschwemmungsgebiete dienen unter ande-
rem:

• dem Erhalt oder der Gewinnung, insbesonde-
re der Rückgewinnung von Rückhalteª ächen,

• dem Erhalt oder der Verbesserung der ökolo-
gischen Strukturen und seiner Überª utungs-

ª ächen,
• der Regelung des Hochwasserabª usses,
• der Verhinderung erosionsfördernder Maßnah-

men, dem hochwasserangepassten Umgang mit 
wassergefährdeten Sto� en

• sowie der Vermeidung von Störungen der Was-
serversorgung und der Abwasserbeseitigung

Die CDU-Fraktion wollte darüberhinaus in einer An-
frage für die vergangene Sitzung des Regionalrats 
am 13. Dezember u.a. zum Bereich Hochwasser-
schutz wissen, wieviele Hochwassserschutzmaß-
nahmen seit dem letzten Jahrhunderthochwasser 
am Rhein 1995 gefördert und umgesetzt wurden. 
Nach Auskunft der Bezirksregierung sind seit 1995 
80 Hochwasserschutzmaßnahmen mit einem Fi-
nanzvolumen von 198.400.400€ gefördert wor-
den. Eine detaillierte Auª istung der Maßnahmen 
mit Zuwendungsempfänger und -summe können 
Sie auf unserer Homepage im Bereich Anfragen 
einsehen.

Die Bezirksregierung Köln hat insgesamt 115 Überschwemmungsge-
biete in den Teilgebieten von Wupper, Sieg, Rhein, Erft und Rur festgesetzt



BKA: BVerfG billigt Garzweiler II - Umsiedelungsverfahren können fortgesetzt werden

Gericht stärkt Bürgerechte für künftige Verfahren
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Der erste Senat des Bundesverfassungsgerichts hat am 
17. Dezember auf Grundlage der mündlichen Verhand-

lung vom 4. Juni 2013 das Urteil in Sachen Braunkohleta-
gebau Garzweiler verkündet. Das Bundesverfassungsge-
richt hat den Rechtsschutz von Bürgern 
gestärkt, die wegen großer Bergbau-
projekte von Enteignung und Umsied-
lung bedroht sind. Demnach müssen 
zukünftig bereits im Zulassungsverfah-
ren Behörden auch die privaten Belange 
betro� ener Bürger in einer Gesamtab-
wägung berücksichtigen und ihnen Kla-
gemöglichkeiten einräumen, heißt es in 
dem in Karlsruhe verkündeten Urteil.

Die Richter billigten zugleich den Braun-
kohletagebau Garzweiler II. Dessen Zu-
lassung sei wegen des Gemeinwohlbelangs der Energie-
versorgung verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.

Angesichts des austehenden Verfahrens war die ursprüng-
lich für den 21. November angesetzte Sitzung des Braun-
kohlenauschusses verschoben worden. Auf dieser sollte 
der Erarbeitungsbeschluss für den 3. Umsiedelungsab-
schnitt des Tagesbaus Garzweiler beschlossen werden. 
Betro� en davon sind die Orte Keyenberg, Kuckum, Ober- 
und Unterwestrich sowie Berverath. Die Vorbereitungen  
für das Umsiedelungsverfahren laufen bereits seit 2011. 
Die Bürger haben sich Anfang 2013 mehrheitlich für den 
Umsiedelungsstandort Erkelenz-Nord entschieden. Ins-
gesamt werden 405 Wohnbaugrundstücke benötigt. „Wir 
konnten allerdings nicht verantworten, in ein förmliches 

Braunkohleplanverfahren einzutreten, ohne zu wissen, ob 
verfassungsrechtliche Aspekte bestehen, die auf den Ab-
lauf einwirken können“, verdeutlicht Stefan Götz (CDU), 
Vorsitzender des Braunkohlenausschusses. Das Urteil des 

Bundesverfassungsgericht lässt nun zu, 
in das Verfahren förmlich einzusteigen. 
Die Sitzung des Braunkohlenausschuss 
ist für den 24.04.2014 vorgesehen. Ein 
Arbeitskreis wird den dort zu fassenden 
Erarbeitungsbeschluss in einer Sitzung 
am 13.03.2014 vorbereiten. Im Mai 2015 
soll dann der Aufstellungsbeschluss fol-
gen, so dass perspektivisch Ende 2016 
die ersten baureifen Grundstücke zur 
Verfügung stehen. „Die Terminierung 
setzt gleichwohl voraus, dass bereits zur 

Sitzung des Arbeits-
kreises im März 2013 
und nachfolgend zur 
Sitzung des Braun-
kohlenausschusses 
sowohl eine belastba-
re Aussage der RWE 
Power AG als auch die 
Position der Landes-
regierung zur ener-
giewirtschaftlichen 
Erforderlichkeit der 
Weiterführung von 
Garzweiler II vorliegt,“ 
so Götz.
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Termine der Fraktion

Fraktionssitzung
07. Februar 2014

Regionalratssitzung
14. Februar 2014

Die Geschäftsstelle bleibt 
während der 

Weihnachtsferien vom 
23.12.2013 - 06.01.2014

geschlossen.

Die Lichter bleiben an: Das Bundesver-
fassungsgericht billigt Garweiler II

Die CDU-Fraktion im Regionalrat Köln 
wünscht Ihnen ein besinnliches und 

frohes Weihnachtsfest


